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Der kirchliche Friedhof ist die Statte, auf der die Kirche ihre verstorbenen Glieder zu Grabe
geleitet. Sie gedenkt der Verstorbenen und vertraut sie der Gnade Gottes an. Sie ruft die Le-
benden zum Heil in Christus. Sie verkindigt dabei den Tod als Gericht Gottes Uber alles irdi-
sche Wesen und bezeugt die Auferstehung Jesu Christi als Sieg Uber Siinde und Tod.

Auch zu der Zeit, in der das Evangelium auf dem Friedhof nicht verktindigt wird, ist der Friedhof
mit seinen Grabstétten und seinem Schmuck der Ort, an dem die Verkiindigung sichtbar be-
zeugt und der Verstorbenen und des eigenen Todes gedacht wird.

Der kirchliche Friedhof weist auf das christliche Menschenbild hin, das Lebende und Tote in
einer Gemeinschaft vor Gott versteht und zugleich die Einmaligkeit und Unverwechselbarkeit
eines jeden Menschen vor Gott betont.

In diesem Sinne achtet die Gemeinde bei der Genehmigung und Gestaltung der Grabmale
und sonstiger baulicher Anlagen auf dem Friedhof auch darauf, dass das verwendete Material
in seinem Herstellungsprozess ohne ausbeuterische Kinderarbeit gewonnen wurde.

Der Gesamtverband Evangelischer Kirchengemeinden in Alt-Remscheid
vertreten durch die Verbandsvertretung

erlasst gemaf Artikel 3a Absatz 2 der Kirchenordnung i. V. m. 8§ 41 Wirtschafts- und Verwal-
tungsverordnung (WiVO) vom 14. September 2018 in der jeweils gultigen Fassung und § 11
der Verordnung fur das Friedhofswesen in der Evangelischen Kirche im Rheinland, der
Evangelischen Kirche von Westfalen und in der Lippischen Landeskirche vom 15. Juli 2011
die nachstehende
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I. Allgemeine Bestimmungen

§1
Leitung und Verwaltung des Friedhofs

(1) Der Gesamtverband Evangelischer Kirchengemeinden in Alt-Remscheid (nachstehend
.Friedhofstrager genannt) ist Trager des Stadtfriedhofes, Kirchhofstral3e, des Westfriedho-
fes, Wallburgstral3e, des Sudfriedhofes, Steinacker Stral3e und des Friedhofes Hasten, Jos-
tingstralBe (nachstehend ,der Friedhof / des Friedhofs“ genannt).



(2) Leitung, Aufsicht und Verwaltung liegen bei dem Friedhofstrager. Der Friedhofstrager
kann einen Friedhofsausschuss bilden oder sich Beauftragter bedienen.

3) Die Aufsichtsbefugnisse der Ordnungs- und Gesundheitsbehdrden werden hierdurch
nicht berthrt.

4) Im Zusammenhang mit allen Tatigkeiten der Friedhofsverwaltung dirfen personenbe-
zogene Daten erhoben, verarbeitet, gespeichert und genutzt werden.
Eine DatenlUbermittlung an sonstige Stellen und Personen ist zulassig, wenn
a) es zur Erfullung des Friedhofszwecks erforderlich ist, oder
b) die Datenempfanger der Stellen oder Personen ein berechtigtes Interesse an der
Kenntnis der zu Ubermittelnden Daten glaubhaft darlegen und die betroffenen Perso-
nen kein schutzwiirdiges Interesse an dem Ausschluss der Ubermittlung haben.

(5) Im Ubrigen gilt fur die Ubermittlung § 9 Kirchengesetz tiber den Datenschutz in der
Evangelischen Kirche in Deutschland (DSG-EKD).

§2
Benutzung des Friedhofs

Der Friedhof ist bestimmt zur Bestattung und Beisetzung (nachstehend ,Bestattung“ ge-
nannt) der verstorbenen Gemeindeglieder der evangelischen Kirchengemeinden in Alt-Rem-
scheid und sonstiger Personen, die bei ihrem Tod ein Recht auf Bestattung in einer bestimm-
ten Grabstatte besal3en.

Ferner werden auf ihm bestattet:
a) verstorbene Gemeindeglieder anderer evangelischer Kirchengemeinden,
b) verstorbene ortsansassige Angehdrige solcher Religionsgemeinschaften, die zur Ar-
beitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Deutschland gehoren.
c) ausgetretene Ehepartner von Mitgliedern der o.g. Kirchen und Glaubensgemeinschaf-
ten

Andere Verstorbene kbnnen ausnahmsweise bestattet werden, wenn der Friedhofstrager zu-
stimmt.

§3
Offnungszeiten

(1) AuRerhalb der an den Eingéngen ausgehangten Offnungszeiten ist das Betreten des
Friedhofs verboten. Die Haftung des Friedhofstragers aul3erhalb dieser Offnungszeiten ist
ausgeschlossen.

(2) Der Friedhofstrager kann den Besuch des Friedhofes oder einzelner Friedhofsteile bei
Vorliegen eines wichtigen Grundes voribergehend einschranken.
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Verhalten auf dem Friedhof

(1) Jede Person hat sich auf dem Friedhof der Wirde des Ortes entsprechend zu verhal-
ten. Die Anordnungen des Friedhofstragers bzw. seiner Beauftragten sind zu befolgen.



(2) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet:

a) die Wege mit Kraftfahrzeugen und sonstigen Fahrzeugen (z. B. Fahrradern/Rol-
lern/Rollschuhen/Rollerblades/Skateboards) zu befahren. Ausgenommen sind
Kinderwagen, Rollstiihle sowie Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung und der fur
den Friedhof zugelassenen Gewerbetreibenden (Einzelheiten ergeben sich aus
der gem. 8§ 6 dieser Satzung erforderlichen Zulassung).

b)  Waren aller Art, sowie gewerbliche Dienstleistungen anzubieten und dafir zu
werben,

c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nahe einer Bestattung stérende Arbeiten
auszufiihren,

d) gewerbsmalig zu fotografieren oder zu filmen,

e)  Druckschriften ohne Zustimmung des Friedhofstragers zu verteilen,

f) Abraum und Abfalle auRerhalb der dafir bestimmten Platze abzulegen sowie Ab-
félle anderer Herkunft auf dem Friedhof zu entsorgen,

g) den Friedhof, seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen oder zu beschéa-
digen, Einfriedungen und Hecken zu Ubersteigen und Rasenflachen und Grab-
statten unberechtigt zu betreten,

h)  zularmen, zu spielen, zu lagern und sich sportlich zu betatigen,

i) Hunde frei laufen zu lassen (Hundekot ist zu beseitigen),

)] sich als unbeteiligter Zuschauer wéhrend der Bestattungsfeier oder bei Umbet-
tungen stérend in unmittelbarer Néhe der Grabstétte aufzuhalten sowie die Lei-
chenhalle und die Friedhofskapelle unbefugt zu betreten,

k)  Ansprachen und musikalische Darbietungen auf3erhalb von Bestattungen zu hal-
ten,

)] Unkrautvernichtungsmittel und chemische Schadlingsbekampfungsmittel zu ver-
wenden.

(3) Der Friedhofstrager kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des Fried-
hofs und dieser Satzung vereinbar sind. Erforderliche Zustimmungen sind rechtzeitig bei
dem Friedhofstrager schriftlich einzuholen.

§5
Grabmal- und Bepflanzungssatzung

Fur die Gestaltung der Grabstétten (Grabmal, gartnerische Gestaltung usw.) kann der Fried-
hofstréger eine besondere Satzung erlassen.

§6
Zulassung flr gewerbliche Arbeiten

(1) Gewerbetreibende bendétigen fir Tatigkeiten auf dem Friedhof eine vorherige Zulas-
sung durch den Friedhofstrager, die Art und Umfang der Tatigkeit festlegt. Der Friedhofstra-
ger kann Zulassungsbeschrankungen festlegen.

(2) Aufihren Antrag werden nur solche Gewerbetreibende zugelassen, die in fachlicher,
betrieblicher und personlicher Hinsicht zuverlassig sind und die Friedhofssatzung sowie die
Grabmal- und Bepflanzungssatzung schriftlich anerkennen.

(3) Bildhauerinnen und Bildhauer, Steinmetzinnen und Steinmetze, Gartnerinnen und
Gartner bzw. Personen, die sie fachlich vertreten, missen dariiber hinaus die Meisterprifung
in diesem Beruf abgelegt haben oder eine anderweitig mindestens gleichwertige fachliche
Qualifikation erworben haben. Bestatterinnen und Bestatter missen als Gewerbetreibende
zugelassen sein.



(4) Fuor sonstige Gewerbetreibende wird die Zulassung gesondert geregelt.

(5) Der Friedhofstrager kann Ausnahmen zulassen, soweit keine gesetzlichen Regelungen
oder Verordnungen entgegenstehen.

(6) Der Friedhofstrager stellt Gber die Zulassung eine Berechtigungskarte aus. Sie kann
befristet erteilt werden. Die Gewerbetreibenden und ihre Mitarbeitenden haben eine Ablich-
tung der Berechtigungskarte mit sich zu fihren und auf Verlangen des Friedhofstragers vor-
Zuzeigen.

(7) Der Friedhofstrager kann die Zulassung schriftlich widerrufen, wenn die Voraussetzun-
gen fur die Zulassung nicht mehr vorliegen oder die Gewerbetreibenden gegen die Vorschrif-
ten dieser Satzung oder der Grabmal- und Bepflanzungssatzung verstof3en.
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Gewerbliche Arbeiten

(1) Die Gewerbetreibenden haften fur alle Schaden, die sie oder ihre Bediensteten im Zu-
sammenhang mit ihrer Tatigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen. Dem Friedhofstra-
ger ist von den Gewerbetreibenden der Nachweis einer Betriebshaftpflichtversicherung vor-
zulegen.

(2) Gewerbliche Arbeiten diirfen nur werktags innerhalb der ausgehangten Offnungszeiten
ausgefihrt werden und Bestattungen nicht stéren.

(3) Die fur die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien durfen auf dem Friedhof
nur voriibergehend und nur an Stellen gelagert werden, an denen sie nicht hindern oder st6-
ren. Es ist nicht gestattet, dass die Gewerbetreibenden in oder an den Wasserentnahmestel-
len des Friedhofs die Gerate reinigen.

(4) Die Gewerbetreibenden sind verpflichtet, die bei ihren Arbeiten anfallenden, nicht kom-
postierbaren Abfélle vom Friedhof zu entfernen. Die beim Aushub der Fundamente anfal-
lende Erde ist auf dem Friedhof an den daflir vorgesehenen Ablagestellen zu deponieren.

(5) Bei Beendigung der Arbeiten sind die Arbeits- und Lagerplatze wieder in einen ord-
nungsgemanen Zustand zu versetzen.

(6) Mit Grabmalen und Grabbepflanzungen darf nicht geworben werden. Grabmale diirfen
daher nicht mit Firmenschildern versehen werden. Nicht farbig ausgelegte, eingehauene Fir-
menzeichen bis zu einer GréRe von 3 cm sind jedoch an einer Seite in den unteren 15 cm
zulassig. Steckschilder fur die Grabpflege mit voller Firmenanschrift der Friedhofsgartnereien
sind nicht zul&ssig.
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Gebulhren

Der Friedhofstrager erhebt fiir die Benutzung des Friedhofs und seiner Einrichtungen Gebuh-
ren nach der kirchenaufsichtlich und staatlich genehmigten Geblhrensatzung.



Il. Grabstatten

§9
Nutzungsrechte

(1) Nutzungsrechte an Grabstatten werden unter den in dieser Satzung aufgestellten Bedin-
gungen vergeben. Das Nutzungsrecht kann nur einer naturlichen oder einer juristischen Per-
son Ubertragen werden. Die Grabstétten bleiben Eigentum der Friedhofstragerin. An ihnen
bestehen nur Rechte nach dieser Satzung.

(2) Die von dem Friedhofstrager erstellten Aufteilungspléne werden fir die Nutzungsbe-
rechtigten zur Einsichtnahme bereitgehalten. Bewerber um ein Nutzungsrecht an einer Wahl-
grabstatte kdnnen anhand dieser Plane oder gegebenenfalls an Ort und Stelle wéahlen, wel-
che Grabstatte sie wiinschen. Ein Anspruch auf Vergabe oder Verlangerung des Nutzungs-
rechts an einer bestimmten Grabstéatte oder auf Unveréanderlichkeit der Umgebung besteht
nicht.

(3) Der Friedhofstrager vergibt das Nutzungsrecht durch schriftlichen Bescheid. Das vom
Landeskirchenamt herausgegebene Formular ,Antrag auf Vergabe eines Nutzungs-
rechts/Bescheid Uber die Vergabe eines Nutzungsrechts“ soll verwendet werden. In dem Be-
scheid wird die genaue Lage der Grabstatte und die Dauer der Nutzungszeit angegeben. Da-
bei wird darauf hingewiesen, dass sich der Inhalt des Nutzungsrechts nach den Bestimmun-
gen der Friedhofssatzung, der Friedhofsgebihrensatzung und einer ggf. vorhandenen Grab-
mal- und Bepflanzungssatzung richtet.

(4) Auf dem Friedhof werden Nutzungsrechte vergeben an:

a) Reihengrabstatten fir Erdbestattungen mit allgemeinen Gestaltungsvorschrif-
ten,

b) Reihengrabstatten fur Erdbestattungen mit zuséatzlichen Gestaltungsvorschrif-
ten,

c) Reihengrabstatten fur Urnenbeisetzungen mit allgemeinen Gestaltungsvor-
schriften,

d) Reihengrabstatten fir Urnenbeisetzungen mit zusatzlichen Gestaltungsvor-
schriften,

e) Wahlgrabstatten fur Erdbestattungen mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften,

f) Wabhlgrabstatten fur Erdbestattungen mit zusatzlichen Gestaltungsvorschrif-
ten,

0) Wahlgrabstatten flr Urnenbeisetzungen mit allgemeinen Gestaltungsvorschrif-
ten,

h) Wahlgrabstatten fir Urnenbeisetzungen mit zusatzlichen Gestaltungsvor-
schriften.

(5) Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich die Verpflichtung zur gartnerischen Anlage und zur
Pflege der Grabstatten, soweit durch diese Satzung nichts anderes geregelt ist.

(6) Nutzungsberechtigte sind verpflichtet, dem Friedhofstrager unverziiglich jede Anderung
ihrer Anschrift mitzuteilen. Fir Schaden oder sonstige Nachteile, die aus der Unterlassung
einer solchen Mitteilung entstehen, ist der Friedhofstrager nicht ersatzpflichtig.

(7) Nach Ablauf der Nutzungszeit kann der Friedhofstrager nach einer Frist von 3 Monaten
die Grabstatte abraumen, verfillen und einebnen. Der Friedhofstrager ist nicht verpflichtet,
die abgerdumten Pflanzen und baulichen Anlagen aufzubewahren. Die Entsorgung von bau-
lichen Anlagen, insbesondere Grabmalen, die das Ubliche Mal3 tbersteigen, kann der Fried-
hofstrager den Nutzungsberechtigten in Rechnung stellen, wenn die Nutzungsberechtigten
nicht selbst fur eine Entsorgung sorgen.



(8) Das Nutzungsrecht kann entschadigungslos mit Wirkung fir die Zukunft widerrufen
werden, wenn die in der Friedhofsgebihrensatzung festgesetzten Gebuhren nicht entrichtet
werden. Der Widerruf des Nutzungsrechts setzt voraus, dass die Beitreibung der Gebihren
im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens erfolglos durchgefuhrt worden ist. In diesem
Fall ist die nutzungsberechtigte Person verpflichtet, fir die Unterhaltung der Grabstatte bis
zum Ende der urspriinglich festgesetzten Nutzungszeit eine Gebiihr zu entrichten. Im Ubri-
gen finden 8 9 Absatz 7, § 28 Absatz 2 und 3 Anwendung.

9) Auf Antrag der nutzungsberechtigten Person kann der Friedhofstrager das Nutzungs-
recht entschadigungslos mit Wirkung fur die Zukunft widerrufen. In diesem Fall ist die nut-
zungsberechtigte Person verpflichtet fir die Unterhaltung der Grabstétte bis zum Ende der
urspriinglich festgesetzten Nutzungszeit eine Gebuihr zu entrichten. Im Ubrigen finden § 9
Absatz 7, § 28 Absatz 2 und 3 Anwendung.

(10) Die Bestimmungen der Absatze 7 und 9 gelten nicht fir Reihen- und Wahlgemein-
schaftsgrabstatten nach § 12 und § 13 dieser Satzung

) §10
Ubergang von Rechten

(1) Die nutzungsberechtigte Person kann ihr Nutzungsrecht nur einer berechtigten Person
im Sinne von Absatz 3 Ubertragen.

(2) Bei der Verleihung des Nutzungsrechts soll fur den Fall des Todes der nutzungsbe-
rechtigten Person die Nachfolge im Nutzungsrecht unter Verwendung des Formulars ,Antrag
auf Vergabe eines Nutzungsrechts® geregelt werden.

(3) Wird bis zum Tod der nutzungsberechtigten Person keine derartige Regelung getrof-
fen, geht das Nutzungsrecht in nachstehender Reihenfolge auf die Angehdrigen der nut-
zungsberechtigten Person mit deren Zustimmung uber:
a) Ehegatten,
b) Lebenspartner nach dem Gesetz liber die eingetragene Lebenspartnerschaft,
c) Verwandte auf- und absteigender Linie sowie Geschwister, Stiefgeschwister
und deren Kinder,
d) die Ehegatten und eingetragenen Lebenspartner der unter c) bezeichneten Per-
sonen.

Sind keine Angehdrigen der Gruppe a) bis d) vorhanden oder zu ermitteln, so kann das Nut-
zungsrecht mit Zustimmung des Friedhofstragers auch von einer anderen Person Ubernom-
men werden.

(4) Die Rechtsnachfolgerin oder der Rechtsnachfolger hat dem Friedhofstrager den Uber-
gang des Nutzungsrechts unverziglich anzuzeigen. Die Ubertragung des Nutzungsrechts
wird der neuen nutzungsberechtigten Person schriftlich bestétigt. Solange das nicht gesche-
hen ist, kdnnen Bestattungen nicht verlangt werden. Wird die Ubernahme des Nutzungs-
rechts dem Friedhofstrager nicht schriftlich innerhalb einer Frist von drei Monaten angezeigt,
so gilt das Nutzungsrecht als erloschen.

(5) Ist keine Person zur Ubernahme des Nutzungsrechts bereit, so endet das Nutzungs-
recht an der Grabstatte.



811
Ruhezeiten

(1) Die Ruhezeit fur die Erd- und Urnenbestattung von Totgeburten und Fehlgeburten be-
tragt 15 Jahre.

(2) Die Ruhezeit fur die Erd- und Urnenbestattung von Verstorbenen bis zum vollendeten
5. Lebensjahr betragt 15 Jahre.

(3) Die Ruhezeit fur Erd- und Urnenbestattungen von Verstorbenen vom vollendeten 5. Le-
bensjahr an betragt 25 Jahre.

A. Reihengrabstéatten

8§12
Rechtsverhéltnisse an Reihengrabstatten

(1) Reihengrabstatten sind Grabstatten, die im Bestattungsfall flr Erdbestattungen oder
Urnenbeisetzungen einzeln nach der Reihe fur die Dauer der Ruhezeit vergeben werden.

(2) Reihengrabfelder werden eingerichtet fir:
a) Erdbestattung von Tot- und Fehlgeburten:
GroRRe der Nutzungsflache pro Grab, ca.:

Auf dem Westfriedhof Lange 1,70 m, Breite 0,90 m
Auf dem Sudfriedhof Lange 1,50 m Breite 0,90 m
Auf dem Stadtfriedhof Lange 1,50 m Breite 0,90 m
Auf dem Friedhof Hasten Lange 1,50 m Breite 0,90 m
das fertige Grabbeet:

Auf dem Westfriedhof Lange 1,30 m, Breite 0,50 m
Auf dem Sudfriedhof Lange 1,20 m Breite 0,60 m
Auf dem Stadtfriedhof Lange 1,20 m Breite 0,60 m
Auf dem Friedhof Hasten Lange 1,20 m Breite 0,60 m

b)  Erdbestattung von Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr:
Grol3e der Nutzungsflache pro Grab, ca.:

Auf dem Westfriedhof Lange 1,70 m, Breite 0,90 m
Auf dem Sudfriedhof Lange 1,50 m Breite 0,90 m
Auf dem Stadtfriedhof Lange 1,50 m Breite 0,90 m
Auf dem Friedhof Hasten Lange 1,50 m Breite 0,90 m
das fertige Grabbeet:

Auf dem Westfriedhof Lange 1,30 m, Breite 0,90 m
Auf dem Sudfriedhof Lange 1,20 m Breite 0,60 m
Auf dem Stadtfriedhof Lange 1,20 m Breite 0,60 m
Auf dem Friedhof Hasten Lange 1,20 m Breite 0,60 m

c) Erdbestattung von Verstorbenen vom vollendeten 5. Lebensjahr an:
GroRRe der Nutzungsflache pro Grab, ca.:

Auf dem Westfriedhof Lange 2,30 m Breite 1,10 m
Auf dem Sudfriedhof Lange 2,50 m Breite 1,20 m
Auf dem Stadtfriedhof Lange 2,40 m Breite 1,10 m

Auf dem Friedhof Hasten Lange 2,40 m Breite 1,10 m



das fertige Grabbeet:

Auf dem Westfriedhof Lange 1,50 m Breite 0,70 m
Auf dem Sudfriedhof Lange 1,40 m Breite 0,60 m
Auf dem Stadtfriedhof Lange 1,80 m Breite 0,75 m
Auf dem Friedhof Hasten Lange 1,80 m Breite 0,75 m

d) Beisetzungen von Urnen:
Grole der Grabstatte, ca.: Lange 1,00 m, Breite 1,00 m

(3) Ineiner Reihengrabstatte darf nur eine Leiche bestattet oder eine Urne beigesetzt wer-
den.

(4) Die Nutzung an einer Reihengrabstatte erlischt mit Ablauf der in dieser Satzung festge-
setzten Ruhezeit. Die Ruhezeit kann nicht verlangert werden.

(5) Zusatzlich werden Reihengemeinschaftsgrabstétten fur Erdbestattungen und Urnen-
beisetzungen eingerichtet. Die Anlage und Unterhaltung erfolgt fir die Dauer der Ruhezeit
durch den Friedhofstrager. Der Friedhofstrager legt auf jede Grabstatte eine einheitliche
Grabplatte oder errichtet eine Gemeinschaftsstele. Als Inschrift werden Vor- und Nach-
name sowie Geburts- und Sterbejahr der Verstorbenen aufgenommen. Aul3er der von
dem Friedhofstrager aufgelegten Grabplatte oder der Gemeinschaftsstele darf kein weite-
res Gedenkzeichen aufgestellt werden. Ein Anspruch, die Grabstétte individuell zu pflegen
und zu gestalten sowie Grabschmuck auf der Grabstatte abzulegen, besteht nicht. Der
Friedhofstrager kann eine besondere Stelle ausweisen, an der Grabschmuck abgelegt
werden kann. Der Friedhofstrager behalt sich vor, den Grabschmuck von der besonderen
Stelle in regelmafigen Abstanden zu entsorgen. Sofern Grabschmuck an einer nicht be-
sonders ausgewiesenen Stelle abgelegt wird, wird vor jeder Unterhaltungsmafnahme die-
ser Grabschmuck von dem Friedhofstrager abgeraumt und entsorgt. Eine Bestattung in
den vorgenannten Grabstatten kann nur auf schriftlichen Antrag erfolgen. Ein Anspruch
auf Bestattung in diesen Grabstétten besteht nicht.

(6) Zusatzlich werden Reihengemeinschaftsgrabstatten fur Erdbestattungen und Urnenbei-
setzungen in einer bereits abschlieRend gestalteten Gemeinschaftsgrabanlage als géartnerei-
betreute Gemeinschaftsgrabanlage angeboten. Die mit der Errichtung und der Pflege der
Gemeinschaftsgrabanlage beauftragte Gartnerei errichtet innerhalb der Gemeinschafts-
grabanlage auf allen Grabern einheitliche Grabmale oder eine Gemeinschaftsstele unter Be-
racksichtigung christlicher Symbolik. Als Inschrift sind Vor- und Nachname sowie Geburts-
und Sterbejahr der Verstorbenen aufzunehmen. AuRer dem von der Gartnerei errichteten
Grabmal oder der Gemeinschaftsstele darf kein weiteres Gedenkzeichen aufgestellt werden.
Ein Anspruch, die Grabstatten individuell zu pflegen und zu gestalten sowie Grabschmuck
auf den Grabstatten abzulegen, besteht nicht. Die Gartnerei kann innerhalb der Gemein-
schaftsgrabanlage eine besondere Stelle ausweisen, an der Grabschmuck abgelegt werden
kann. Der Grabschmuck wird von der besonderen Stelle in regelmé&Rigen Abstanden ent-
sorgt. Sofern Grabschmuck an einer nicht besonders ausgewiesenen Stelle abgelegt wird,
wird vor jeder Unterhaltungsmafinahme dieser Grabschmuck von der Gértnerei abgeraumt
und entsorgt. Eine Bestattung in der vorgenannten Gemeinschaftsgrabanlage kann nur auf
schriftlichen Antrag erfolgen. Ein Anspruch auf Bestattung in dieser Gemeinschaftsgraban-
lage besteht nicht. Ein Nutzungsrecht an einer Grabstatte in der Gemeinschaftsgrabanlage
wird von dem Friedhofstrager nur dann vergeben, wenn die nutzungsberechtigte Person mit
der Rheinischen Treuhandstelle fir Dauergrabpflege GmbH, Amsterdamer Str. 206, 50735
Kdln, einen Dauergrabpflegevertrag sowie einen Vertrag zur Errichtung eines Grabmals in



der einheitlich vorgeschriebenen Weise oder zur Eintragung der persdnlichen Daten des Ver-
storbenen im oben genannten Umfang auf der Gemeinschaftsstelle abgeschlossen hat. Fur
den Nachweis dieses Vertrags muss eine entsprechende Bestatigung der Treuhandstelle ge-
genuber dem Friedhofstrager vorgelegt werden. Erst dann wird der Friedhofstrager ein Nut-
zungsrecht an einer Grabstatte in dieser Gemeinschaftsgrabanlage vergeben.

B. Wahlgrabstatten

§13
Rechtsverhéltnisse an Wahlgrabstatten

(1) Wahlgrabstatten sind Grabstétten, die besonders angelegt werden und an denen ein
Nutzungsrecht fir eine grundséatzlich die Ruhezeit Uberschreitende Nutzungszeit vergeben
wird. Vor Ablauf der Nutzungszeit kann das Nutzungsrecht auf Antrag der nutzungsberech-
tigten Person verlangert werden.

(2) Fuor die Nutzungsflache eines Grabes in einer Wahlgrabstatte gelten folgende Abmes-

sungen, ca.:
fur Erdbestattungen:
Auf dem Westfriedhof Lange 2,20 - 2,50 m Breite 1,10- 1,25 m
Auf dem Sudfriedhof Lange 2,10 - 2,50 m Breite 1,20 m
Auf dem Stadtfriedhof Lange 2,10 - 2,50 m Breite 1,00 - 1,20 m
Auf dem Friedhof Hasten Lange 2,10 - 2,50 m Breite 1,00 - 1,20 m
fur Urnenbeisetzungen:
Auf dem Westfriedhof Lange 1,00 m Breite 1,00 m
Auf dem Sudfriedhof Lange 1,00 m Breite 1,00 m
Auf dem Stadtfriedhof Lange 1,00 m Breite 1,00 m
Auf dem Friedhof Hasten Lange 1,00 m Breite 1,00 m

(3) Ein Grab in einer Wahlgrabstéatte fur Erdbestattungen darf nur wie folgt belegt werden:
- mit einem Sarg,
- mit bis zu zwei Urnen,
- mit einem Sarg und zusatzlich bis zu nachfolgend zwei Urnen.

Ein Grab in einer Wahlgrabstéatte fir Urnenbeisetzungen darf nur mit bis zu zwei Urnen be-
legt werden.

(4) MalRe auf alten Grabfeldern werden hiervon nicht beriihrt.

(5) Vor Ablauf der Ruhezeit ist eine Wiederbelegung des Grabes nicht zuldssig.

(6) Die Nutzungszeit wird auf 25 Jahre festgesetzt.

(7) Der Friedhofstrager kann die nutzungsberechtigte Person sechs Monate vor Ablauf des
Nutzungsrechts durch schriftliche Benachrichtigung auf das Ende des Nutzungsrechts hin-
weisen.

(8) Uberschreitet bei einer weiteren Belegung oder Wiederbelegung eines Grabes die neu

begriindete Ruhezeit die laufende Nutzungszeit, so ist das Nutzungsrecht fur die zur Wah-
rung der Ruhezeit notwendigen Jahre fiir die gesamte Wahlgrabstatte zu verlangern.



(9) Eine Verlangerung des Nutzungsrechts an einer Wahlgrabstatte kann von dem Fried-
hofstrager verweigert werden, wenn eine Umgestaltung des Friedhofs zur Erflllung des
Friedhofszweckes erforderlich ist oder wenn gesetzliche Auflagen Wiederbelegungen aus-
schlief3en.

(10) Ein Anspruch der nutzungsberechtigten Person auf Ricknahme des Nutzungsrechts
durch den Friedhofstrager und auf Erstattung von Gebihren besteht nicht. Der Friedhofstra-
ger kann das Nutzungsrecht an einer Wahlgrabstatte zurticknehmen, wenn keine Ruhefris-
ten mehr zu berlcksichtigen sind. Eine Riicknahme ist nur fir die gesamte Grabstéatte mog-
lich. Der Friedhofstrager kann Ausnahmen zulassen, wenn diese mit dem Friedhofszweck
vereinbar sind.

(11) Zusatzlich werden Wahlgemeinschaftsgrabstatten fur bis zu zwei Graber eingerich-
tet. Ein Grab in einer Wahlgemeinschaftsgrabstatte fur Erdbestattungen darf nur mit ei-
nem Sarg belegt werden. Ein Grab in einer Wahlgemeinschaftsgrabstétte fur Urnenbeiset-
zungen darf nur mit einer Urne belegt werden. An diesen Grabstatten werden Nutzungs-
rechte vergeben. Die Anlage und Unterhaltung erfolgt fir die Dauer der Nutzungszeit
durch den Friedhofstrager. Der Friedhofstrager legt auf jede Grabstatte eine einheitliche
Grabplatte oder errichtet eine Gemeinschaftsstele. Als Inschrift werden Vor- und Nach-
name sowie Geburts- und Sterbedatum der Verstorbenen aufgenommen. Auf3er der von
dem Friedhofstrager aufgelegten Grabplatte darf kein weiteres Gedenkzeichen aufgestellt
werden. Ein Anspruch, die Grabstatte individuell zu pflegen und zu gestalten sowie Grab-
schmuck auf der Grabstétte abzulegen, besteht nicht. Der Friedhofstrager kann eine be-
sondere Stelle ausweisen, an der Grabschmuck abgelegt werden kann. Der Friedhofstra-
ger behalt sich vor, den Grabschmuck von der besonderen Stelle in regelmaRigen Ab-
standen zu entsorgen. Sofern Grabschmuck an einer nicht besonders ausgewiesenen
Stelle abgelegt wird, wird vor jeder UnterhaltungsmalRhahme dieser Grabschmuck von
dem Friedhofstrager abgeraumt und entsorgt. Eine Bestattung in den vorgenannten Grab-
statten kann nur auf schriftlichen Antrag erfolgen. Ein Anspruch auf Bestattung in diesen
Grabstatten besteht nicht.

(12) Zusatzlich werden Wahlgemeinschaftsgrabstatten fur bis zu zwei Graber in einer be-
reits abschlie3end gestalteten Gemeinschaftsgrabanlage als gartnereibetreute Gemein-
schaftsgrabanlage angeboten. Ein Grab in einer Wahlgemeinschaftsgrabstatte fir Erdbestat-
tungen darf nur mit einem Sarg belegt werden. Ein Grab in einer Wahlgemeinschaftsgrab-
statte fir Urnenbeisetzungen darf nur mit einer Urne belegt werden. Die mit der Errichtung
und der Pflege der Gemeinschaftsgrabanlage beauftragte Gartnerei errichtet innerhalb der
Gemeinschaftsgrabanlage auf allen Grabern einheitliche Grabmale oder eine Gemein-
schaftsstele unter Beriicksichtigung christlicher Symbolik. Als Inschrift sind Vor- und Nach-
name sowie Geburts- und Sterbedatum der Verstorbenen aufzunehmen. Auf3er dem von der
Gartnerei errichteten Grabmal oder der Gemeinschaftsstele darf kein weiteres Gedenkzei-
chen aufgestellt werden. Ein Recht, die Grabstatten individuell zu pflegen und zu gestalten
sowie Grabschmuck auf den Grabstatten abzulegen, besteht nicht. Die Gartnerei kann inner-
halb der Gemeinschaftsgrabanlage eine besondere Stelle ausweisen, an der Grabschmuck
abgelegt werden kann. Der Grabschmuck wird von der besonderen Stelle in regelmaRigen
Absténden entsorgt. Sofern Grabschmuck an einer nicht besonders ausgewiesenen Stelle
abgelegt wird, wird vor jeder UnterhaltungsmaRhahme dieser Grabschmuck von der Gartne-
rei abgeraumt und entsorgt. Eine Bestattung in der vorgenannten Gemeinschaftsgrabanlage
kann nur auf schriftlichen Antrag erfolgen. Ein Anspruch auf Bestattung in dieser Gemein-
schaftsgrabanlage besteht nicht.

Ein Nutzungsrecht an einem Grab in dieser Gemeinschaftsgrabanlage wird von dem Fried-
hofstrager nur dann vergeben, wenn die nutzungsberechtigte Person mit der Rheinischen
Treuhandstelle fur Dauergrabpflege GmbH, Amsterdamer Str. 206, 50735 Kdéln, einen Dau-
ergrabpflegevertrag sowie einen Vertrag zur Errichtung eines Grabmals in der einheitlich vor-
geschriebenen Weise oder zur Eintragung der personlichen Daten des Verstorbenen im
oben genannten Umfang auf der Gemeinschaftsstele abgeschlossen hat. Fir den Nachweis



dieses Vertrags muss eine entsprechende Bestéatigung der Treuhandstelle gegentiber dem
Friedhofstrager vorgelegt werden. Erst dann wird der Friedhofstrager ein Nutzungsrecht an
einer Grabstéatte in dieser Gemeinschaftsgrabanlage vergeben.

8§14
Benutzung der Wahlgrabstatten

(1) In Wahlgrabstatten werden Nutzungsberechtigte und ihre Angehdrigen bestattet.

(2) Als Angehdrige im Sinne dieser Bestimmung gelten:
a) Ehegatten,
b) Lebenspartner nach dem Gesetz liber die eingetragene Lebenspartnerschaft,
c) Verwandte auf- und absteigender Linie sowie Geschwister, Stiefgeschwister und
deren Kinder,
d) die Ehegatten und eingetragenen Lebenspartner der unter c) bezeichneten Per-
sonen.

(3) Auf Wunsch der nutzungsberechtigten Person kénnen dariiber hinaus mit Zustimmung
des Friedhofstragers auch andere Verstorbene bestattet werden.

(4) Ausnahmen bedurfen der Zustimmung der Friedhofstragerin.

815
Alte Rechte

(1) FOr Wahlgrabstatten, tber die der Friedhofstrager bei In-Kraft-Treten dieser Satzung
bereits verfugt hat, richtet sich die Nutzungszeit nach den bei der Vergabe gliltig gewesenen
Vorschriften. Die Gestaltung der Grabstétte richtet sich nach dieser Satzung.

(2) Nutzungsrechte von unbegrenzter oder unbestimmter Dauer, die vor dem Inkrafttreten
dieser Satzung entstanden sind, werden auf eine Nutzungszeit nach § 13 Absatz 6 dieser
Satzung seit Erwerb begrenzt. Sie enden jedoch nicht vor Ablauf der Ruhezeit der letzten
Bestattung oder vor Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten dieser Satzung.

C. Kolumbarien

816
Kolumbarien

(1) Der Friedhofstrager errichtet Kolumbarien mit verschliebaren Urnennischen und ver-
schlief3t jede Urnennische mit einer Gedenktafel. Als Inschrift der Tafel werden Vor- und
Nachname sowie Geburts- und Sterbejahr der Verstorbenen aufgenommen. Auf3er der von
dem Friedhofstrager angebrachten Gedenktafel darf kein weiteres Gedenkzeichen aufge-
stellt werden. Ein Anspruch Grabschmuck abzulegen besteht nicht. Der Friedhofstréager kann
eine besondere Stelle ausweisen, an der Grabschmuck abgelegt werden kann. Der Fried-
hofstrager behélt sich vor, den Grabschmuck von der besonderen Stelle in regelmafiigen Ab-
stdnden zu entsorgen. Sofern Grabschmuck an einer nicht besonders ausgewiesenen Stelle
abgelegt wird, wird dieser Grabschmuck von dem Friedhofstrager abgerdumt und entsorgt.
Eine Beisetzung in einem Kolumbarium kann nur auf schriftichen Antrag erfolgen. Ein An-
spruch auf Beisetzung besteht nicht.



(2) In Kolumbarien mit Wahlgemeinschaftsgrabstatten kénnen bis zu zwei Urnen beige-
setzt werden. Die Anlage und Unterhaltung der Kolumbarien erfolgt fir die Dauer der Nut-
zungszeit durch den Friedhofstrager. Nach Ablauf der Nutzungszeit werden die Urnen durch
den Friedhofstrager aus den Urnennischen entnommen und an einem von dem Friedhofstra-
ger festgelegten Ort auf dem Friedhof beigesetzt.

D. Gemeinsame Bestimmungen

8§17
Grabgewdlbe

Das Ausmauern von Grabstatten ist unzulassig.
Vorhandene Grabgewdlbe sollen nicht weiter belegt werden.

§18
Belegung, Wiederbelegung, Offnung der Graber

(1) Die bei einer Bestattung aus Sicherheitsgriinden erforderlichen Beseitigungen von
Grabmalen, baulichen Anlagen und Bepflanzungen sind von der nutzungsberechtigten Per-
son rechtzeitig zu veranlassen. Die hierdurch anfallenden Kosten sind von der nutzungsbe-
rechtigten Person zu tragen. Sofern diese Beseitigungen nicht bis spatestens 48 Stunden vor
der Bestattung erfolgen, kann der Friedhofstrager die Bestattung verweigern.

(2) Ineinem Sarg darf nur eine Leiche bestattet werden. Es ist zuldssig, eine verstorbene
Frau mit ihrem ebenfalls verstorbenen neugeborenen Kind oder zwei gleichzeitig verstorbene
Geschwister im Alter bis zu einem Jahr in einem Sarg zu bestatten.

(3) Vor Ablauf der in dieser Friedhofssatzung festgesetzten Ruhezeiten darf ein Grab nicht
wiederbelegt werden.

(4) Sargteile, Gebeine oder Urnenreste, die beim Ausheben eines Grabes gefunden wer-
den, sind unter der Sohle des neu aufgeworfenen Grabes zu versenken. Das Grab ist sofort
wieder zu schlieRen, sofern noch nicht verweste Leichen vorgefunden werden.

(5) Ein Grab darf nur mit Zustimmung des Friedhofstragers und der zustéandigen Ord-
nungsbehoérde oder aufgrund richterlicher Anordnung geo6ffnet werden.
§19
Aus- und Einbettungen
(1) Die Ruhe der Toten darf grundsatzlich nicht gestért werden.
(2) Aus- und Einbettungen von Leichen und Urnen sind ausnahmsweise bei Vorliegen ei-
nes wichtigen Grundes zulassig. Hierzu ist die vorherige schriftliche Zustimmung des Fried-

hofstragers sowie der zustandigen Ordnungsbehérde erforderlich.

(3) Ausbettungen aus einer Reihengrabstatte zur Einbettung in eine andere Reihengrab-
statte sind nicht zulassig.

(4) Aus- und Einbettungen erfolgen nur auf schriftlichen Antrag. Antragsberechtigt sind die
Angehdrigen. Die schriftliche Zustimmung der nutzungsberechtigten Person ist beizuftigen.



(5) Aus- und Einbettungen werden von dem Friedhofstrager durchgefiihrt. Sie bestimmt
den Zeitpunkt der Aus- und Einbettung. Aus- und Einbettung von Erdbestattungen finden in
der Regel nur in den Monaten Dezember bis Mitte Marz statt. Im ersten Jahr der Ruhezeit
werden Ausbettungen nur bei Vorliegen eines dringenden 6ffentlichen Interesses ausgefiihrt.

(6) Die antragstellende Person tragt die Kosten der Aus- und Einbettung. Sie haftet fur
Schéden, die durch eine Aus- oder Einbettung entstehen.

(7) Der Ablauf der Ruhezeit wird durch die Aus- und Einbettung nicht unterbrochen oder
gehemmt.

§ 20
Sarge, Urnen und Trauergebinde

(1) Bestattungen sind in Sargen, Beisetzungen sind in Urnen vorzunehmen.

(2) Die Sarge fur Verstorbene ab dem vollendeten 5. Lebensjahr dirfen hdchstens 2,10 m
lang und die Kopfenden einschliefZlich der Sargfii3e nicht héher als 0,80 m und im Mittelmaf3
0,70 m breit sein. Sind in Ausnahmeféllen gréRere Sarge erforderlich, ist die Zustimmung
des Friedhofstragers bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen.

(3) Sarge fur Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr missen so bemessen sein,
dass ihre Einsenkung in die nach 8§ 12 vorgesehene Grabstéatte mdglich ist.

(4) Sarge missen gegen das Durchsickern von Feuchtigkeit gesichert und gentigend fest
gearbeitet sein.

(5) Sarge, Sargausstattungen, Sargabdichtungen, Urnen, Urnenkapseln und Totenbeklei-
dung mussen aus verrottbarem Material bestehen. Nicht verrottbare Materialien werden zu-
rickgewiesen.

(6) Das Einsenken von Sargen in Graber, in denen sich Schlamm oder Wasser befindet,
ist unzulassig.

(7) Sarge, Urnen und Uberurnen missen so beschaffen sein, dass die chemische, physi-
kalische oder biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers nicht nachtei-
lig verandert wird.

(8) Trauergebinde und Kranze missen aus natlrlichen, biologischen, verrottbaren Materi-
alien hergestellt sein. Gebinde und Kranze mit Kunststoffen sind nach der Trauerfeier durch
die nutzungsberechtigte Person oder deren Beauftragte zu entfernen. Kunststoffe sind auch
als Verpackungsmaterial nicht erlaubt.

§21
Herrichtung und Instandhaltung der Grabstatten

(1) Jede Grabstatte ist spatestens sechs Monate nach dem Erwerb des Nutzungsrechts
sowie nach jeder Bestattung fiir die Dauer des Nutzungsrechts so zu gestalten und an die
Umgebung anzupassen, dass der Friedhofszweck erfullbar ist und die Wirde des Friedhofs
gewahrt bleibt. Die Grabstatten sind gartnerisch so zu bepflanzen, dass andere Grabstatten
und die 6ffentlichen Anlagen und Wege nicht beeintrachtigt werden. Die Gehélze auf der
Grabstatte dirfen eine H6he von 1,50 m und die Grenzen der Grabstatte nicht Uberschreiten.
Das Pflanzen von Baumen ist nicht gestattet.



(2) Die Abgrenzungen der Grabstatten zu Wegen werden von dem Friedhofstrager aus
einheitlichem Material angelegt.

(3) Die Verwendung von Kunststoffen fiir die Grabgestaltung und als Grabschmuck ist un-
tersagt.

(4) Abfalle sind in den dafir vorgesehenen Behéltern zu entsorgen.

(5) Das Abdecken der Grabstatte mit Materialien, die die Beluftung und Bewasserung des
Erdreiches verhindern, ist verboten.

(6) Zweckentfremdete Behaltnisse und Arbeitsgerate diurfen nicht auf der Grabstétte auf-
bewahrt werden.

(7) Das Aufstellen von Banken und anderen Sitzgelegenheiten auf der Grabstatte ist ge-
nehmigungspflichtig.

(8) Das Anbringen eines QR-Codes auf der Grabstatte, einschlie3lich Grabmal, muss dem
Friedhofstrager durch die nutzungsberechtigte Person im Vorhinein angezeigt werden. Die
Anzeige muss Auskunft Uber die Gestaltung des QR-Codes und den Inhalt der hinterlegten
Internetseite geben. Zusatzlich muss die nutzungsberechtigte Person schriftlich erklaren,
dass sie die Verantwortung fur die Inhalte der hinterlegten Internetseite wahrend der gesam-
ten Nutzungszeit ibernimmt. Verstol3en die Inhalte der hinterlegten Internetseite gegen die
Satzungsregelungen, insbesondere gegen das christliche Empfinden oder verletzen sie die
Wirde des Ortes oder der verstorbenen Person, kann der QR-Code unverziglich durch den
Friedhofstrager auf Kosten der nutzungsberechtigten Person von der Grabstatte entfernt o-
der unlesbar gemacht werden.

(9) Inden Grabfeldern ohne ausreichende Wegeerschlielung sind auf den unmittelbar am
Weg gelegenen Grabstatten nur liegende Grabmale zulassig. Ebenso missen Hecken oder

Einfassungen so angeordnet sein, dass fur die Nutzungsberechtigten der dahinterliegenden

Grabstatten ein zumutbarer Zugang gesichert bleibt.

8§22
Vernachlassigung der Grabstatten

(1) Wird eine Grabstatte nicht ordnungsgemalf hergerichtet oder gepflegt, hat die nut-
zungsberechtigte Person nach schriftlicher Aufforderung des Friedhofstragers die Grabstatte
innerhalb einer angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Ist die nutzungsberechtigte Per-
son nicht bekannt, oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, wird durch 6ffentliche
Bekanntmachung und durch einen auf drei Monate befristeten Hinweis an der Grabstatte auf
die Verpflichtung zur Herrichtung und Pflege hingewiesen.

(2) Kommt die nutzungsberechtigte Person ihrer Verpflichtung nicht nach, kann der Fried-
hofstrager die Grabstétte auf Kosten der nutzungsberechtigten Person in Ordnung bringen
lassen oder das Nutzungsrecht entschadigungslos mit Wirkung fir die Zukunft widerrufen. In
diesem Fall ist die nutzungsberechtigte Person verpflichtet, fir die Unterhaltung der Grab-
statte bis zum Ende der urspringlich festgesetzten Nutzungszeit eine Gebuhr zu entrichten.
Vor dem Widerruf des Nutzungsrechts bzw. vor Herrichtung der Grabstatte auf Kosten der
nutzungsberechtigten Person ist diese noch einmal schriftlich aufzufordern, die Grabstatte
unverzuglich in Ordnung zu bringen. Dabei sind die Ersatzvornahme oder der Widerruf des
Nutzungsrechts anzudrohen. In der Androhung zur Ersatzvornahme sind die voraussichtli-
chen Kosten zu benennen. Im Falle des Widerrufs finden im Ubrigen § 9 Absatz 7, § 28 Ab-
satz 2 und 3 Anwendung.



(3) Die nutzungsberechtigte Person ist in der Androhung des Widerrufs auf die Folgen des
Widerrufs gem. § 28 Absatz 3 hinzuweisen. Daneben ist sie auf die Verpflichtung hinzuwei-
sen, die Gebuhren fir die Unterhaltung der Grabstatte vom Zeitpunkt der Wirksamkeit des
Nutzungsrechtswiderrufs bis zum Ende der ursprunglich festgesetzten Nutzungszeit zu ent-
richten.

(4) Beiordnungswidrigem Grabschmuck gilt Absatz 1 Satz 1 entsprechend. Wird die Auf-
forderung nicht befolgt oder ist die nutzungsberechtigte Person nicht ohne besonderen Auf-
wand zu ermitteln, kann der Friedhofstrager den Grabschmuck entfernen. Der Friedhofstra-
ger kann das abgerdumte Material nach Ablauf einer Frist von drei Monaten seit Unanfecht-
barkeit des Aufforderungsbescheides entsorgen.

§23
Dauergrabpflegevertrage

Zur Grabpflege konnen Dauergrabpflegevertrage abgeschlossen werden.

824
Grabmale

Gestaltung und Inschrift der Grabmale dirfen nichts enthalten, was das christliche Empfin-
den verletzt oder der Wiirde des Ortes entgegensteht.

§25
Zustimmungspflicht fir Grabmale und sonstige bauliche Anlagen

(1) Das Aufstellen und jedes Verandern von Grabmalen und sonstigen baulichen Anlagen
bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Friedhofstrégers. Die Zustimmung kann
mit Auflagen erteilt werden. Mit der Durchflihrung diirfen nur zugelassene Bildhauerinnen
und Bildhauer oder Steinmetzinnen und Steinmetze beauftragt werden.

(2) Die Zustimmung zur Errichtung oder Anderung ist rechtzeitig vor Vergabe des Auftrags
unter Vorlage von Zeichnungen im Maf3stab 1:10 und mit genauen Angaben Uber Art und
Bearbeitung des Werkstoffs, Uber Inhalt, Form und Anordnung der Inschrift und des Symbols
einzuholen. Bei Anderungen sind zusétzlich Fotografien der vorhandenen Grabmale einzu-
reichen. Soweit diese Unterlagen flir die Beurteilung nicht ausreichen, missen Zeichnungen
in groBerem Maf3stab oder Modelle sowie Proben des Werkstoffs und der vorgesehenen Be-
arbeitung vorgelegt werden. Das Errichten der Grabmale muss entsprechend der Techni-
schen Anleitung zur Standsicherheit von Grabmalanlagen (TA Grabmal) der Deutschen Na-
turstein Akademie e. V. mit Sitz in 56727 Mayen erfolgen.

(3) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal oder die bauliche Anlage nicht binnen ei-
nes Jahres nach der Zustimmung errichtet worden ist.

(4) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen, die ohne Zustimmung errichtet oder veran-
dert und nicht genehmigungsféhig sind, werden auf Kosten der nutzungsberechtigten Person
entfernt.

(5) Entspricht die Ausfiihrung des Grabmals oder die sonstige bauliche Anlage nicht dem
genehmigten Antrag und ist sie nicht genehmigungsféhig, wird der nutzungsberechtigten
Person eine angemessene Frist zur Abanderung oder Beseitigung des Grabmals oder der
sonstigen baulichen Anlage gesetzt. Nach Ablauf der Frist wird das Grabmal oder die sons-



tige bauliche Anlage auf Kosten der nutzungsberechtigten Person von der Grabstéatte ent-
fernt und zur Abholung bereitgestellt. Der Friedhofstrager ist nicht verpflichtet, das Grabmal
oder sonstige baulichen Anlagen aufzubewahren. Der Friedhofstréager kann das Grabmal o-
der die sonstigen baulichen Anlagen nach Ablauf einer Frist von drei Monaten seit Unan-
fechtbarkeit des Aufforderungsbescheides entsorgen.

(6) Provisorische Grabzeichen dirfen als naturlasierte Holzstele oder -kreuz bis zu einer
Hohe von 0,80 m fir einen Zeitraum von zwei Jahren nach der Bestattung gesetzt werden.

(7) Bei der Anlieferung von Grabmalen oder sonstigen baulichen Anlagen sind dem Fried-
hofstrager der Bescheid und ein Nachweis Uber die Zahlung der Gebuhr vorzulegen. Einzel-
heiten Uber das Anliefern und Aufstellen von Grabmalen und sonstigen baulichen Anlagen
sind mit dem Friedhofstrager abzustimmen.

826
Instandhaltung der Grabmale

(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd in wirdigem und ver-
kehrssicherem Zustand zu halten. Verantwortlich dafir ist die nutzungsberechtigte Person
als Eigentiimerin des Grabmals oder der sonstigen baulichen Anlage.

(2) Mangel bezlglich der Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen baulichen Anlagen
oder Teilen davon hat die nutzungsberechtigte Person unverziiglich durch auf dem Friedhof
zugelassene Gewerbetreibende beseitigen zu lassen. Bei Nichtbeachtung dieser Bestim-
mung haftet die nutzungsberechtigte Person fiir den Schaden. Wenn keine unmittelbare Ge-
fahr besteht, erhalt die nutzungsberechtigte Person eine schriftliche Aufforderung zur Befes-
tigung oder zur Beseitigung.

(3) Ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder nicht ohne Weiteres zu ermit-
teln, so ist auf die erforderliche Instandsetzung durch einen dreimonatigen Hinweis auf der
Grabstatte und durch 6ffentliche Bekanntmachung hinzuweisen. Kommt die nutzungsberech-
tigte Person der Aufforderung zur Befestigung oder Beseitigung nicht nach, kann der Fried-
hofstrager am Grabmal oder an den sonstigen baulichen Anlagen Sicherungsmafnahmen
auf Kosten der nutzungsberechtigten Person vornehmen lassen.

(4) Bei unmittelbarer Gefahr ist der Friedhofstrager berechtigt, ohne vorherige Aufforde-
rung an die nutzungsberechtigte Person das Grabmal auf deren Kosten umzulegen oder an-
dere geeignete MalRhahmen durchzufiihren. Die nutzungsberechtigte Person erhélt danach
eine Aufforderung, die Grabstatte oder das Grabmal wieder in einen ordnungsgemafien Zu-
stand zu versetzen. Geschieht dies nicht, kann der Friedhofstrager die notwendigen Arbeiten
durchfiihren oder das Grabmal entfernen lassen. Die entstehenden Kosten hat die nutzungs-
berechtigte Person zu tragen.

Der Friedhofstrager kann das Grabmal oder die sonstigen baulichen Anlagen nach Ablauf ei-
ner Frist von drei Monaten seit Unanfechtbarkeit des Aufforderungsbescheides entsorgen.

8 27
Schutz bedeutender Grabmale, Anlagen, Gehé6lze und Baume

(1) Kinstlerisch oder geschichtlich bedeutende Grabmale und Anlagen oder solche, die
als besondere Eigenart des Friedhofs gelten, unterstehen dem besonderen Schutz des
Friedhofstragers. Sie werden als erhaltenswerte Grabmale oder Anlagen in einem Verzeich-
nis des Friedhofstragers geftihrt und dirfen nur mit Zustimmung der kirchlichen Aufsichtsbe-
horde verandert oder entfernt werden.



(2) Bei eingetragenen denkmalwerten Grabmalen und Anlagen im Sinne des Denkmal-
schutzgesetzes ist bei Verdnderungen zusatzlich die Erlaubnis der Unteren Denkmalbehérde
einzuholen.

(3) An Grabstatten mit klinstlerisch oder geschichtlich bedeutenden Grabmalen und Anla-
gen, die frei von Nutzungsrechten und Ruhefristen sind, konnen neue Nutzungsrechte nur
vergeben werden, wenn sich die kiinftige nutzungsberechtigte Person zur Restaurierung so-
wie zur laufenden Unterhaltung der Grabstatten verpflichtet.

(4) Geholze und Baume haben eine besondere Bedeutung fur den Friedhof. Nutzungsbe-
rechtigte haben keinen Anspruch auf Beseitigung von Baumen, Pflanzen und Hecken.

8§ 28
Entfernen von Grabmalen

(1) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen durfen vor Ablauf der Nutzungszeit nur mit
vorheriger schriftlicher Zustimmung des Friedhofstragers entfernt werden.

(2) Nach Ablauf des Nutzungsrechts sind die Grabmale und die sonstigen baulichen Anla-
gen durch die nutzungsberechtigte Person zu entfernen. Dabei sind die bei der Entfernung
der Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen entstehenden Vertiefungen ordnungsgeman
zu verfullen. Werden die Grabmale oder baulichen Anlagen nicht innerhalb von drei Monaten
nach Ablauf des Nutzungsrechts entfernt, kann der Friedhofstrager die Grabmale oder sons-
tigen baulichen Anlagen auf Kosten der nutzungsberechtigten Person entfernen lassen. Der
Friedhofstrager kann das Grabmal oder die sonstigen baulichen Anlagen nach Ablauf einer
Frist von drei Monaten seit Unanfechtbarkeit des Aufforderungsbescheides entsorgen. Der
Friedhofstrager haftet nicht fir Schaden an Grabmalen und sonstigen baulichen Anlagen, die
durch Entfernung entstehen kénnen.

(3) Abweichend von Absatz 1 verbleibt beim Widerruf des Nutzungsrechts gem. § 9 Ab-
satz 8 und 9 sowie § 22 Absatz 2 Friedhofssatzung das Grabmal auf der Grabstatte und
kann von dem Friedhofstradger mit Zustimmung der nutzungsberechtigten Person nach Ab-
lauf der urspriinglich festgesetzten Nutzungszeit entschadigungslos entfernt und entsorgt
werden. Der Friedhofstrager ist berechtigt, bereits zum Zeitpunkt des Widerrufs des Nut-
zungsrechts von der nutzungsberechtigten Person eine Gebduhr fir die Abraumung und Ent-
sorgung des Grabmals zu erheben.

(4) Bei erhaltens- und denkmalwerten Grabmalen ist § 27 zu beachten.

lll. Bestattungen und Feiern

§29
Bestattungen

(1) Die kirchliche Bestattung ist eine gottesdienstliche Handlung. Den Zeitpunkt legt die
Friedhofstragerin im Einvernehmen mit den Angehorigen und der zustandigen Pfarrerin oder
dem zustandigen Pfarrer fest.

(2) Den Zeitpunkt einer nichtkirchlichen Bestattung legt der Friedhofstrager im Einverneh-
men mit den Angehoérigen fest.



(3) Bei Bestattung durch eine andere Pfarrerin oder einen anderen Pfarrer ist der Fried-
hofstrager zu informieren. Die Bestimmungen der Kirchenordnung tber die Erteilung eines
Erlaubnisscheins (Dimissoriale) bleiben unberuhrt.

§ 30
Anmeldung der Bestattung

(1) Die Bestattung ist unverziglich bei dem Friedhofstréger unter Vorlage der Bescheini-
gung des Standesamtes Uber die Beurkundung des Todesfalles oder des Bestattungserlaub-
nisscheines der Ordnungsbehdérde schriftlich anzumelden. Bei Urnenbeisetzungen ist zusatz-
lich die Eindscherungsurkunde vorzulegen. Die Bestattung kann friihestens 2 Arbeitstage
nach der Anmeldung erfolgen. Die Anmeldevordrucke des Friedhofstragers sind zu verwen-
den. Dabei ist die Anmeldung der Bestattung durch die antragstellende Person zu unter-
schreiben. Ist die antragstellende Person nicht nutzungsberechtigt an der Grabstéatte, so hat
auch die nutzungsberechtigte Person durch ihre Unterschrift ihr Einverstandnis zu erklaren.
Ist die nutzungsberechtigte Person einer vorhandenen Wabhlgrabstatte verstorben, so hat die
kiinftige nutzungsberechtigte Person durch ihre Unterschrift die Ubernahme des Nutzungs-
rechts in der Anmeldung schriftlich zu beantragen.

(2) Wird eine Bestattung nicht rechtzeitig mit den erforderlichen Unterlagen bei dem Fried-
hofstrager angemeldet, so ist der Friedhofstrager berechtigt, den Bestattungstermin bis zur
Vorlage der erforderlichen Angaben und Unterlagen auszusetzen. Werden die erforderlichen
Unterschriften nicht geleistet, kann die Bestattung nicht verlangt werden.

§31
Leichenkammern

(1) Die Leichenkammern dienen zur Aufbewahrung der Verstorbenen bis zu deren Bestat-
tung und der Aschenurnen bis zu deren Beisetzung. Die Aufbewahrung der Leichen erfolgt in
Sargen. Die Kammern und die Sarge durfen nur im Einvernehmen mit des Friedhofstragers
geodffnet und geschlossen werden. Die Sarge sind rechtzeitig vor Beginn der Trauerfeier oder
der Bestattung endgultig zu schlieBen. Fir die Aufbewahrung von Leichen gilt das Gesetz
Uber das Friedhofs- und Bestattungswesen (Bestattungsgesetz - BestG NRW) vom 17. Juni
2003 in der jeweils geltenden Fassung.

(2) Jede Leichenkammer und jeder Sarg ist mit den Angaben tiber Namen und Wohnort
der verstorbenen Person sowie dem Namen des Bestattungsunternehmens zu versehen.

(3) Sarge, in denen an anzeigepflichtigen Krankheiten verstorbene Personen liegen, diir-
fen nur mit Zustimmung des zustandigen Gesundheitsamtes gedffnet werden.

(4) Der Sarg darf nur von sachkundigen und versicherten Personen getragen werden.
Ausnahmen bedurfen der Zustimmung durch den Friedhofstréager.

(5) Der Friedhofstrager tbernimmt die Grunddekoration der Leichenkammer. Zusatzliche
Dekorationen sind mit dem Friedhofstrager abzustimmen.



§32
Friedhofskapelle

(1) Die Friedhofskapelle dient bei der kirchlichen Bestattung als Stétte der Verkiindigung.

(2) Der Friedhofstrager gestattet die Benutzung der Kapelle durch Religionsgemeinschaf-
ten, die zur Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Deutschland gehdoren.

(3) Die Benutzung der Kapelle durch andere Religions- oder Weltanschauungsgemein-
schaften bedarf der vorherigen Zustimmung des Friedhofstragers. Bei den Trauerfeiern darf
der christliche Glaube nicht verunglimpft werden. Christliche Symbole in der Kapelle durfen
nicht verdeckt, verandert oder entfernt und weitere Symbole nicht verwendet werden.

(4) Die Benutzung der Kapelle kann versagt werden, wenn die verstorbene Person an ei-
ner meldepflichtigen, Ubertragbaren Krankheit gelitten hat.

(5) Der Friedhofstrager tibernimmt die Grunddekoration der Friedhofskapelle. Zusatzliche
Dekorationen sind mit dem Friedhofstrager abzustimmen.

§33
Andere Bestattungsfeiern am Grab

(1) Bestattungsfeiern anderer Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaften am Grab
sowie Ansprachen am Grab bedirfen der Zustimmung des Friedhofstragers.

(2) Kranze kénnen mit kurzen Widmungsworten, soweit diese nicht widerchristlichen In-
halts sind, nach Abschluss der Bestattungsfeier an der Grabstétte niedergelegt werden.

(3) Kranzschleifen durfen keine Inschriften widerchristlichen Inhalts tragen; andernfalls
kénnen solche Schleifen entfernt werden.

8§34
Musikalische Darbietungen

(1) Fur besondere musikalische Darbietungen bei Bestattungsfeiern in der Friedhofska-
pelle und auf dem Friedhof ist vorher die Zustimmung des Friedhofstragers einzuholen.

(2) Besondere Feierlichkeiten auf dem Friedhof (einschlie3lich Musikdarbietungen) aul3er-
halb einer Bestattungsfeierlichkeit bedirfen der rechtzeitig einzuholenden Zustimmung des
Friedhofstragers.

§35
Zuwiderhandlungen

Wer den Bestimmungen dieser Friedhofssatzung zuwiderhandelt, kann durch eine beauf-
tragte Person des Friedhofstragers zum Verlassen des Friedhofs veranlasst, gegebenenfalls
durch den Friedhofstrager wegen Hausfriedensbruchs angezeigt werden.



IV. Schlussbestimmungen

§ 36
Haftung

Der Friedhofstrager haftet nicht fir Schaden, die durch nicht satzungsgeméai3e Benutzung
des Friedhofs, seiner Anlagen und Einrichtungen, durch dritte Personen, durch Tiere oder
durch héhere Gewalt entstehen.

§ 37
Offentliche Bekanntmachung

(1) Diese Friedhofssatzung und alle Anderungen hierzu bedurfen zu ihrer Gultigkeit der 6f-
fentlichen Bekanntmachung.

(2) Offentliche Bekanntmachungen oder Aufforderungen erfolgen im vollen Wortlaut durch
Anschlag an der Bekanntmachungstafel des Friedhofstrdgers am

- Westfriedhof, Wallburgstral3e

- Sudfriedhof, Steinacker Straf3e

- Friedhof Hasten, Jdstingstralie

- Stadtfriedhof, Kirchhofstral3e
fur die Dauer von einer Woche.
Am ersten Tag des Anschlags wird in den Tageszeitungen ,Remscheider Generalanzeiger
und ,Bergische Morgenpost‘ sowie im Internet auf der Seite www.friedhdfe-remscheid.de auf
den Anschlag hingewiesen. Mit diesem Hinweis beginnt die Bekanntmachungsfrist von einer
Woche. Mit Ablauf der Bekanntmachungsfrist ist die Veréffentlichung vollzogen. Die jeweils
gultige Fassung der Friedhofssatzung liegt zur Einsichtnahme im Verwaltungsamt des Ev.
Kirchenkreises Lennep, Geschwister-Scholl-Stral3e 1la, 42897 Remscheid aus.

AuRerdem konnen die Friedhofssatzungen und alle Anderungen zusatzlich durch Aushang
und Kanzelabkiindigung bekannt gemacht werden.

8 38
Inkrafttreten

Diese Friedhofssatzung und alle Anderungen treten jeweils am Tage nach der Veroffentli-
chung in Kraft.

Mit Inkrafttreten dieser Friedhofssatzung treten die bisherigen Friedhofssatzungen der Ev.
Stadtkirchengemeinde fiir den Stadtfriedhof und den Friedhof Hasten vom 06.01.2015, der
Ev. Adolf-Clarenbach-Kirchengemeinde fur den Westfriedhof vom 20.10.2011, zuletzt geén-
dert am 19.02.2012 und der Ev. Christus-Kirchengemeinde fiir den Stdfriedhof vom
13.12.2004, zuletzt geandert am 04.05.2015, aul3er Kraft.

Remscheid, den 11.09.2019
Der Friedhofstrager

gez. M. Rogalla gez. K. Bures
Vorsitzender Vorstandsmitglied

Die Friedhofssatzung wurde genehmigt durch das Landeskirchenamt der Evangelischen Kir-
che im Rheinland in Dusseldorf am 30.01.2020 — Nr. 1534398

In der Zeit vom 23.06. — 30.06.2020 wird die Friedhofssatzung 6ffentlich bekannt gemacht
und tritt am 01.07.2020 in Kraft.


http://www.friedhöfe-remscheid.de/

